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Einleitung 

I. Problemstellung 

Der weite Bereich der Werbung gegenüber dem Verbraucher und das sich 
daraus ergebende Problem der Zulässigkeit dieser Werbung im Hinblick auf 
den Verbraucherschutz werden seit jeher von der Rechtsprechung durch Aus-
bildung einer breit ausdifferenzierten Kasuistik gelöst: Jede konkrete Erschei-
nungsform der Werbung wird dabei bestimmten Fallgruppen zugeordnet, die 
ihrerseits wiederum (innerhalb einer jeden einzelnen Fallgruppe) eine ausdiffe-
renzierte Kasuistik besitzen. So hat sich im Laufe der Jahre und Jahrzehnte 
eine gewaltige Menge Fallmaterial aufgehäuft, das durch diese Fallrechtspre-
chung in verschiedene "Ober-" und "Unter-"Fallgruppen "sortiert" wurde. 

Die Unterfallgruppen werden dabei regelmäßig aufgrund der konkreten 
Erscheinungsform der Werbung gebildet, sofern sich deren Ausprägungen 
hinreichend von anderen konkreten Erscheinungsformen der Werbung un-
terscheiden; innerhalb dieser aufgrund tatsächlich geübter Werbemethoden ge-
bildeten Fallgruppen wird wiederum differenziert nach zusätzlichen speziellen 
Merkmalen dieser konkreten Erscheinungsform der Werbung: So wird bei-
spielsweise nach Fallgruppen differenziert bei der Zusendung unbestellter Wa-
re einerseits und dem unerbetenen Vertreterbesuch andererseits; innerhalb der 
Fallgruppe des unerbetenen Vertreterbesuchs wird wiederum unterschieden 
nach speziellen Merkmalen, etwa nach den Begleitumständen des Vertreter-
besuchs, Z.B. ob es sich um den Besuch eines Bestattungsvertreters oder eines 
sonstigen Vertreters handelt, ob der Vertreter so tat, als habe der von ihm auf-
gesuchte Verbraucher diesen Besuch veranlaßt oder nicht etc. 

Diese anhand der tatsächlich geübten Werbemethoden gebildeten Fallgrup-
pen werden durch plakative, schlagwortartige Bezeichnungen zu verschiedenen 
"Oberfallgruppen" zusammengefaßt, wobei gewisse verwandte Merkmale un-
terschiedlicher konkreter Erscheinungsfonnen der Werbung zur Bezeichnung 
dieser "Oberfallgruppen" dienen: So existieren beispielsweise die Benennungen 
"Verlockung", "Belästigung", "Aleatorische Anreize", "Gefiihls- und Vertrau-
ensausnutzung", "Nötigung", "Täuschung", "Ausnutzung der Unerfahrenheit"l 
für die Zusammenfassung verschiedener konkreter Erscheinungsformen der 
Werbung zujeweils einer "Oberfallgruppe". 

1 Vgl. Baumbach-Hefermehl, § 1, 1. Kap., 1.-8. Abschnitt. 
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Bei der Entscheidungsfindung durch die Rechtsprechung ist im Rahmen 
dieser Kasuistik praktisch also dergestalt zu verfahren, daß zunächst zu un-
tersuchen ist, ob der konkret zu entscheidende Fall einer bereits vorhandenen 
Fallgruppe zuzuordnen ist. Existiert eine solche Fallgruppe, beispielsweise bei 
der Beurteilung eines unerbetenen Vertreterbesuchs, so fällt fiir die in Streit be-
findliche konkrete Werbemaßnahme die Entscheidung im Rahmen dieser Fall-
gruppe; die entscheidungsrelevante Orientierung an bereits entschiedenen 
gleichgelagerten Fällen bestimmt also bei bereits vorhandenen Fallgruppen das 
Urteil über die Zulässigkeit der konkreten Werbemaßnahme. 

Für die Rechtssicherheit ist dieses Verfahren der kasuistischen Entschei-
dungsfindung sicherlich immer dann ausreichend, wenn bereits eine Fall-
gruppe vorhanden ist, die auch möglichst viele Entscheidungen zu dieser kon-
kreten Erscheinungsform der Werbung umfaßt. Dann ist es nämlich auch für 
die Werbetreibenden möglich, sich im voraus Klarheit über die Beurteilung der 
von ihnen geplanten konkreten Werbemaßnahme zu verschaffen und sich ent-
sprechend zu verhalten. 

Problematisch im Hinblick auf die Rechtssicherheit ist diese kasuistische 
Entscheidungsfindung jedoch immer dann, wenn die betreffende konkrete 
Werbemaßnahme noch nie Gegenstand einer (höchst-)richterlichen Ent-
scheidung war, wenn also noch keine Fallrechtsprechung vorliegt, an der sich 
die Werbenden und die Verbraucher orientieren können. Hier tragen die Wer-
benden ein zum Teil erhebliches Risiko, wenn sie eine neue Werbekampagne 
starten - ebenso wie im Falle eines Rechtsstreits der sich gegen diese neue 
Werbemaßnahme wendenden Kläger. 

Unter den für die Rechtspraxis relevanten Gesichtspunkten mag man jedoch 
diese Kasuistik, wenn auch nicht fiir befriedigend, so doch zumindest für aus-
reichend halten: Da die Rechtspraxis seit vielen Jahren in dieser Weise verfährt 
und es der Rechtsprechung meistens auch gelungen ist, zumindest im Ergebnis 
vertretbare Lösungen zu finden, mag ein derartiger "modus vivendi" - unter 
gewissen Abstrichen bei der Rechtssicherheit - in der Rechtspraxis tragbar 
sein. 

11. Aufbau und Ziel der Untersuchung 

Unter dogmatischen Gesichtspunkten jedoch kann eine derartige Fall-
rechtsprechung, selbst wenn sie sich zu einer verfeinerten und ausdifferen-
zierten Kasuistik entwickelt hat, nicht ausreichen, geschweige denn befriedi-
gen. Es soll daher in der vorliegenden Arbeit versucht werden, ein dogmatisch 
tragfähiges Abgrenzungskriterium fiir die Grenzziehung zwischen zulässiger 
und unzulässiger Werbung gegenüber dem Verbraucher zu erarbeiten. Dieses 
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dogmatisch tragfähige Abgrenzungskriterium würde es nicht nur ennöglichen, 
jede konkrete Erscheinungsfonn der Werbung unabhängig von irgendeiner 
Kasuistik hinsichtlich ihrer Zulässigkeit zu beurteilen, sondern würde durch 
die Erarbeitung dogmatisch klarer, systemgerechter und nachvollziehbarer 
Kriterien die Rechtssicherheit in dem immer größer werdenden Komplex der 
Verbraucherwerbung beträchtlich erhöhen. 

In der Literatur gibt es bisher nur wenige Versuche, für den Bereich der 
Verbraucherwerbung umfassende Abgrenzungskriterien für die Grenzziehung 
zwischen zulässiger und unzulässiger Werbung unter dem Gesichtspunkt des 
Verbraucherschutzes zu erarbeiten. Ansätze sind in kleineren Teilbereichen der 
Werbung - vor allem im Bereich der Suggestivwerbung - vorhanden, die eine 
Abgrenzung zwischen zulässiger und unzulässiger Werbung zu entwickeln 
versuchen; diese Abgrenzungsversuche beziehen sich aber nur auf den jeweili-
gen Teilbereich der betreffenden Werbemethode, nicht auf den gesamten Be-
reich der Verbraucherwerbung. Sofern Ansätze vorhanden sind, die versuchen, 
den gesamten Bereich der Werbung gegenüber dem Verbraucher umfassend 
hinsichtlich seiner Zulässigkeit zu beurteilen, reichen diese aber entweder nicht 
über den von der Rechtsprechung aufgezeigten Lösungsweg hinaus oder aber 
sie sind dogmatisch nicht tragfähig. Hierauf wird ausruhrlieh im Rahmen des I. 
Teils der Untersuchung einzugehen sein. 

Zudem soll in der vorliegenden Arbeit versucht werden, den Rechtsschutz 
der Verbraucher gegen unzulässige Werbung zu vervollkommnen: Bisher 
nämlich ist zwar für die Verbraucherverbände gern. § 13 11 Nr. 3 UWG eine 
Klagemöglichkeit gegeben; dieses Verbandsklagerecht steht aber nur den Ver-
braucherverbänden, nicht jedoch den von der Werbung selbst betroffenen Ver-
brauchern zu. Wollen die betroffenen Verbraucher sich selbst gegen bestimmte 
Fonnen der Werbung zur Wehr setzen, stößt dies häufig auf Schwierigkeiten: 
Der um individuellen Rechtsschutz bei Gericht nachsuchende Verbraucher 
muß die Verletzung eines absoluten Rechts, eines Rechtsguts oder anderweitig 
geschützter rechtlicher Interessen darlegen, um mit seiner Individualklage 
gegen den Werbetreibenden obsiegen zu können; er benötigt also mit anderen 
Worten in jedem Fall rur die Begründetheit seiner Klage einen auf die Abwehr 
von Werbung gerichteten Individualanspruch. Nur wenn ein solcher besteht, ist 
der betroffene Verbraucher nicht darauf angewiesen abzuwarten, bis sich ein 
Verbraucherverband seiner Nöte hinsichtlich der Werbung annimmt. 

In der vorliegenden Untersuchung soll daher nicht nur ein dogmatisch 
tragfähiges Beurteilungskriterium für die Abgrenzung zwischen zulässiger und 
unzulässiger Werbung gegenüber dem Verbraucher erarbeitet werden, sondern 
es soll darüber hinaus dieses Abgrenzungskriterium in ein System umfassenden 
Verbraucherrechtsschutzes gegen Werbung integriert werden. Sowohl im Be-
reich der Verbraucherverbands-Klage, also des kollektiven Rechtsschutzes, als 
auch im Bereich der Individualklage des betroffenen Verbrauchers soll dieses 
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